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95. Bekanntmachung der  
H a u s h a l t s s a t z u n q  , ) 

der Gemeinde Süpplingen für das Haushaltsiahr 2006 

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Ge- 
meinde Süpplingen in seiner Sitzung am 27.03.2006 folgende Haushaltssatzung für 

das Haushaltsjahr 2006 beschlossen: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Jahr 2006 wird festgesetzt 

a) im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf I .286.400 f 
in der Ausgabe auf 1.532.800 € 

b) im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 254.300 f 
in der Ausgabe auf 254.300 € 

§ 2 

i 
Der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah- 
men, deren Aufnahme im Haushaltsjahr 2006 zur Finanzierung von Ausgaben im 
Vermögenshaushalt erforderlich ist, wird auf 161.700 € festgesetzt. 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

Der Höchstbetrag dei Kassenkredite, die zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird festgesetzt auf 1.000.000 C. 

Die ~teuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr wie folgt 
. . festgesetzt: 

I. Grundsteuer: 
a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) 300 v.H. 
b) für Grundstücke (Grundsteuer B) 300 v.H. 

2. Gewerbesteuer: nach dem Gewerbeertrag 300 v.H. 

Unerheblich im Sinne des 5 89 (1) NGO sind über- oder außerplanmäßige Ausgaben . 
bis zu einem Betrag im Einzelfall von 500 f. 

Süpplingen, den 27.03.2006 

gez. Schulze (L.S. gez. Kiisch 

Bürgermeister , Gerneindedirektor 



Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 wird hiermit 
öffentlich bekanntgemacht. 

Die nach +M-&, 5 92 (2), § 94 (2 )  NGO 0 
 erforderliche (n) Genehmigung (en) sind durch den Landkreis 
Helmstedt am ~9.0'f.@6 unter dem Aktenzeichen 20 - AS-00 erteilt 
worden. 

f 
Der Haushaltsplan § 86 (2) ~ a %  3 NGO vomO2-OS& bisOsiO5:CG und 
v o m ~ 8 . 0 s o 6  bis Ao.OSw 
während der Dienststunden zur Einsichtnahme in der Samtgemeindeverwaltung, 
Steinweg 21 a, 38373 Süpplingen, öffentlich aus. 

Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, daß eine Einsichtnahme in den 
Beteiligungsbericht gemäß § 116 a NGO jederzeit während der Dienststunden 
gestattet ist. 

Süppiingen, d0.09.dGO6 

gez. Klisch 

Gemeindedirektor (L.S. 

- , AB1.-Nr. 16 vom 21.04.2006 



Bekanntmachung der 
Tierseuchenbehördlichen Allgemeinverfügung 

zum Schutz gegen die Klassische Schweinepest 

Nach§79Abs.4i.V.m.§17Abs. 1 Nr.1, 11, 14,  ~ 1 7 b ' ~ b s .  1 Nr.4dundS29 
Tierseuchengesetz (TierSG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 22. Juni 2004 (BGBI. I 
S. 1260, ber. S. 3588), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1.9.2005 (BGBI. I S. 
2618) und 1 und 2 des Ausführungsgesetzes zum Tierseuchengesetz (AGTierSG) 
in der Fassung vom 1. August 1994 (Nds. GVBI. S. 41 I),  zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 10.1 1.2005 (Nds. GVBI. S 332) wird zum Schutz gegen die Klassische 
Schweinepest folgendes angeordnet: 

1. Halter von Fahrzeugen, die Futter, Gülle, Tierkörper oder deren Teile 
transportieren, haben sicherzustellen, dass Räder und Radkästen der 
Fahrzeuge unmittelbar vor dem Befahren und nach dem Verlassen von 
Schweine haltenden Betrieben gereinigt und desinfiziert werden. 

2. Halter von Viehtransportfahrzeugen haben sicherzustellen', dass die 
Fahrzeuge nach jedem Transport zweimal gereinigt und desinfiziert werden. 

3. Tierhalter, die Schweine seit dem 18.02.2006 aus Betrieben nach § 24 b der 
Viehverkehrsverordnung (ViehVerkVO) i. g. F. in NRW bezogen haben, 
haben ihre Schweine nach näherer Anweisung der zuständigen Behörde 
untersuchen zu lassen. 

Nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBI. I S. 686), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22.8.2005 (BGBI. I S. 2482), ordne ich hiermit die sofortige Vollziehung 
dieser Verfügung an. 

Begründung: . . 
In Zusammenhang mit den Ausbrüchen der Klassischen Schweinepest in Nordrhein- 
Westfalen und nach dem derzeitigen Erscheinungsbild des Auftretens dieser 
Tierseuche ist deren weitere Ausbreitung zu befürchten. Zweck dieser 
Allgemeinverfügung ist es, eine Verschleppung oder Verbreitung der Klassischen 
Schweinepest zu verhüten, um erheblichen wirtschaftlichen Schaden zu verhindern 
und weiteren einschneidenden Handelsbeschränkungen durch die EU 
entgegenzutreten. Die Klassische Schweinepest ist eine sehr leicht übertragbare, 
unheilbare Tierseuche. Bei den angeordneten Maßnahmen handelt es sich um 
Biosicherheitsmaßnahmen, die unabdingbar und zwingend erforderlich sind. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung dieser Verfügung liegt im besonderen 
öffentlichen interesse, um eine Ausbreitung der Klassischen Schweinepest zu 
verhindern und wirtschaftliche Schäden größeren Ausmaßes zu verhüten. 



Die sich aus den angeordneten Maßnahmen dieser Allgemeinverfügung ergebenden 
Schutzfunktionen stellen ein höheres Rechtsgut für die Allgemeinheit dar als die 
jeweiligen privaten wirtschaftlichen Belange der betroffenen Tierhalter und 
gewerblichen Unternehmen. 

Rechtsmittel belehrunq: 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Vewaltungsgericht Braunschweig, Am Wendentor 7, 38100 Braunschweig, schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichtes 
erhoben werden. 
Die Klage hat wegen der Anordnung der sofortigen Vollziehung keine aufschiebende 
Wirkung. Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht Braunschweig die aufschiebende 
Wirkung ganz oder teilweise wiederherstellen. 

Hinweise: 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den vollziehbaren 
Anordnungen dieser Allgemeinverfügung zuwiderhandelt (5 76 Abs. 2 Nr. 1 a 
TierSG). Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 25.000,OO EUR 
geahndet werden (§ 76 Abs. 3 TierSG). 

Bricht eine anzeigepflichtige Tierseuche aus oder zeigen sich Erscheinungen, die 
den Ausbruch einer solchen Tierseuche befürchten lassen, so hat der Besitzer der 
betroffenen Tiere unverzüglich der zuständigen Behörde oder dem beamteten 
Tierarzt Anzeige zu machen und die kranken und verdächtigen Tiere von Orten, an 
denen die Gefahr der Ansteckung fremder Tiere besteht, fernzuhalten 
(§ 9 Abs. I TierSG). 

. Auf die Verpflichtung der Schweinehalter zur Kennzeichnung und zur Meldung bei 
der Schweinedatenbank auf der Grundlage der Viehverkehrsverordnung wird 
ausdrücklich hingewiesen. Jede Übernahme von Schweinen ist nach § 19 C der 
ViehVerkVO innerhalb von sieben Tagen in die Schweinedatenbank zu melden. 

Helmstedt, den 10.04.2006 
In Vertretung 

gez. Herzog 

Leitender 
Kreisverwaltungsdirektor 

AB1.-Nr. 16 vom 21.04.2006 



97. Bekanntmachung der Satzung der - . . 
Feldmarkinteressentschaft Beierstedt 

; 

Die Satzung der Feldmarkinteressentschaft Beierstedt wird wie folgt geändert: 
, 

§J I 
5 4 Abs. 1 der Satzung erhält folqende Fassung: 

Der Vorstand des R~alverbandes besteht aus dem ersten Vorsitzenci6ri, ciern zweiten 
Vorsitzenden und dem Schriftführer. Der zweite Vorsitzende ist gleichzeitig 
stellvertretender Schriftführer. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für 
sechs Jahre gewählt. Wiederwahl ist auch mehrfach zulässig. Scheidet. ein 
Vorstandsmitglied vorzeitig aus, so ist für den Rest der Wahlzeit ein Nachfolger zu 
wählen. Der erste Vorsitzende wird bei Verhinderung durch den zweiten 
Vorsitzenden vertreten. 

Diese Regelung gilt ab der nächsten Wahlperiode des Vorstands. 

5 7 Abs. 2 der Satzung erhält folgende Fassung: 

Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn zwei Vorstandsmitglieder anwesend s i ~ d ;  er 
beschließt in offener Abstimmung mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist ein Beschluss abgelehnt. 

Diese Regelung gilt ab der nächsten Wahlperiode des Vorstands. 

Diese Anderung tritt am 01.01.2009 in Kraft. 

Beierstedt den, 2 2  -01 .2m6 

gez. W. Gauert 

I. Vorsitzender (L.S.) 

gez. Fritz-Hermann Müller 

2. Vorsitzender 



Vorstehende Satzungsänderung der 
Beierstedt wurde 

- 

Feldmarkinteressentschaft 

von mir genehmigt. 

Landkreis Helmstedt 
Der Landrat 
Im Auftrage 

gez. Seeländer 

Kreisangestellter (L.S. 
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- - .  Bekanntmachung der 

SATZUNG 
der Gemeinde Warberg 

über die Erhebung von Beiträgen 
nach § 6 des Nds. Kommunalabgabengesetzes 

für straßenbauliche MaRnahmen 
(Straßenaus bau beitragssatzung) 

Aufgrund der §§ 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der 
Fassung vom 22.08.1996 (Nds.GVB1 .S. 382) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12.03.1999 (Nds.GVB1.S. 74) und § 6 des Niedersächsischen Kommunalabgaben- 
gesetzes (NKAG) in der Fassung vom 11.02.1 992 (Nds.GVB1 .S. 30) zuletzt geän- 
dert durch Gesetz vom 23.07.1997 (Nds.GVB1.S. 374) hat der Rat der Gemeinde 
Warberg in seiner Sitzung vom 23.03.2006 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Zur Deckung ihres Aufwandes für Herstellung, Erweiterung und Erneuerung ihrer 
öffentlichen Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Einrichtungen) insgesamt, in Ab- 
schnitten oder Teilen, erhebt die Gemeinde - sofern Erschließungsbeiträge nach 
den 5s 127 ff. BauGB nicht erhoben werden können - nach Maßgabe dieser Sat- 
zung Beiträge von Grundstückseigentümern, denen die Möglichkeit der Inanspruch- 
nahme dieser öffentlichen Einrichtungen besondere wirtschaftliche Vorteile bietet 
(Anlieger). 

(2) Die Gemeinde ermittelt den beitragsfähigen Aufwand jeweils für die einzelne 
Ausbaumaßnahme. Sie kann den Aufwand auch hiervon abweichend für bestimmte 
Teile einer Maßnahme (Aufwandsspaltung) oder für einen selbständig nutzbaren Ab- 
schnitt einer Maßnahme (Abschnittsbildung) gesondert ermitteln oder bei seiner Er- 
mittlung mehrere Maßnahmen zu einer Abrechnungseinheit zusammenfassen. 

§ 2 
Umfang des beitragsfähigen Aufwands 

Zum beitragsfähigen Aufwand gehören Kosten für 

1. den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenkosten) 
der für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der öf- 
fentlichen Einrichtungen benötigten Grundfläche; dazu gehört auch der Wert 
der von der Gemeinde hierfür aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen 
im Zeitpunkt ihrer Bereitstellung; 

2. die Freilegung der Flächen; 

3. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahrbahn 
mit Unterbau und Decke, sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen 



einschließlich der Anschlüsse an andere Straßen, sowie Aufwendungen und 
Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus; 

4. die Herstellung, Etweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von Wegen, 
Plätzen und Fußgängerzonen in entsprechender Anwendung von Ziff. 3; 

5. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von 

a) Randsteinen und Schrammborden, 

b) Rad- und Gehwegen, 

C) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 

d) Rinnen und anderen Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung der 
öffentlichen Einrichtungen 

e) Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 

f) Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen) und 
Grünanlagen, soweit sie Bestandteil der öffentlichen Einrichtungen 
sind; 

6. die Herstellung, Verbesserung oder Erneuerung von Straßenbeleuchtungs- 
einrichtungen 

7. die Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung. 

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 

(1) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt 

(2) Der Aufwand für 
1. Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
2. Trenn,- Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen und 
3. Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus 

wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet. 

§ 4 
Vorteilsbemessung 

(1) Die Gemeinde trägt zur Abgeltung des öffentlichen Interesses von dem beitrags- 
fähigen Aufwand den Teil, der auf die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtun- 
gen durch die Allgemeinheit oder die Gemeinde entfällt. Den übrigen Teil des Auf- 
wandes haben die Beitragspflichtigen zu tragen. 



(2) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand beträgt 

1. bei den öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem 
Anliegerverkehr dienen, sowie bei verkehrsberuhigten 
Wohnstraßen 

2. bei öffentlichen Einrichtungen mit starkem innerörtlichen Verkehr 

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen 
sowie Böschungen, Schutz- und Stützmauern, Busbuchten und 
Bushaltestellen 40 v.H. 

b) für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und Gehwege - 
auch als kombinierte Anlage - sowie für Grünanlagen als 
Bestandteil der öffentlichen Einrichtung 60 v.H. 

C) für Beleuchtungseinrichtungen, sowie für Rinnen und andere 
Einrichtungen der Oberflächenentwässerung 50 v.H. 

d) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und 
Bushaltestellen 70 v.H. 

3. Durchgangsverkehr dienen, sowie bei Gemeindestraßen nach 
bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem 
§ 47 Nr. 2 NStrG 

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 
sowie Böschungen, Schutz- und Stützmauern, Busbuchten und 
Bushaltestellen 30 v.H. 

b) für Randsteine und Schrammborde, Rad- und Gehwege - auch 
als kombinierte Anlage - sowie für Grünanlagen als Bestandteil 
der öffentlichen Einrichtung 50 v.H. 

C) für Beleuchtungseinrichtungen, sowie für Rinnen und andere , 

Einrichtungen der Oberflächenentwässerung 40 v.H. 

d) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und 
Buchaltestellen 60 v.H. 

4. bei Gemeindestraßen im Sinne von § 47 Nr. 3 NStrG 75 v.H. 

5. bei Fußgängerzonen 50 v.H. 

(3) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat, 
zunächst zur Deckung der Anteile der Gemeinde zu verwenden. 

(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall durch eine ergänzende Satzung von den Antei- 
len nach Absatz 2 abweichen, wenn wichtige Gründe für eine andere Vorteilsbemes- 
sung sprechen. 



§ 5 
Verteilungsregelung 

( I )  Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von denen aus 
die Möglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten öffentlichen Einrichtung besteht 
(berücksichtigungsfähige Grundstücke). Die Verteilung des Aufwandes auf diese Grund- 
stücke erfolgt im Verhältnis der Nutzflächen, die sich für diese Grundstücke aus der 
Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücksfläche mit dem nach den §§ 6 und 7 
maßgeblichen Nutzungsfaktor ergeben. 

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grundstücks im 
bürgerlichrechtlichen Sinn. Soweit Flächen berücksichtigungsfähiger Grundstücke 
baulich oder gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors 
nach 5 6. Für die übrigen Flächen - einschließlich der im Außenbereich liegenden 
Teilflächen jenseits einer Bebauungsplangrenze, einer Tiefenbegrenzungslinie oder der 
Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB - richtet sich die Ermittlung des Nut- 
zungsfaktors nach § 7. 

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, 

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit 
der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die 
Gesamtfläche des Grundstücks; 

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, 
die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes; 

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstük- 
ken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im 
Satzungsbereich 

4. für die kein Bebauungsplan und keine ~a tzung  nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht, 

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (5 
34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 

b) wenn sie in ihrer Fläche teilweise im lnnenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise 
im Außenbereich (5 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der öffentlichen 
Einrichtung und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m zu 
ihr verläuft; bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Einrichtung angren- 
zen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr ver- 
bunden sind, die Fläche zwischen der der öffentlichen Einrichtung zuge- 
wandten Grundstücksseite und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Ab- 
stand von 50 m zu ihr verläuft; 

5. die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 lit. b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut 
oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der öffentlichen Einrichtung 
bzw. im Fall von Nr. 4 lit. b) der der öffentlichen Einrichtung zugewandten Grund- 
stücksseite und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, der 
der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht; 



(4) Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die 

1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind 
(z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder inner- 
halb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden, oder 

2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (F 35 BauGB) liegen oder wegen entspre- 
chender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar 
sind (landwirtschaftliche Nutzung), 

ist die Gesamtfläche des Grundstücks bzw. die Fläche des Grundstücks zugrunde zu 
legen, die von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird. 

§ 6 
Nutzungsfaktoren für baulich oder gewerblich nutzbare Grundstücke 

( I )  Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die 
baulich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. 
Dabei gelten als Vollgeschosse alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften 
Vollgeschosse sind. Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebäude behan- 
delt. Besteht im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerks in ihm kein Vollge- 
schoss i.S. der Landesbauordnung , so werden bei gewerblich oder industriell genutzten 
Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich genutzten 
Grundstücken je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als ein Vollge- 
schoss gerechnet. 

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,O und erhöht sich je weiteres 
Vollgeschoss um 0,25. 

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt - jeweils bezogen auf die in § 5 Abs. 3 bestimmten 
Flächen - bei Grundstücken, 

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (§ 5 
Abs. 3 Nr. I und Nr. 2), 

a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse; 

b) die für im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der bau- 
lichen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i.S. 
von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die 
durch 2,2 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe (Traufhöhe) auf ganze Zah- 
len aufgerundet, 

C) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe 
der baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die 
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen aufge- 
rundet, 

d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von 
einem Vollgeschoss je Nutzungsebene, 



e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt 
ist, die Zahl von einem Vollgeschoss, 

f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, 
die Zahl von zwei Vollgeschossen, 

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die 
Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der 
näheren Umgebung überwiegend festgesetzte undloder tatsächlich vorhande- 
ne (§ 34 BauGB) Berechnungswert nach lit. a) - C); 

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. I lit. a) bzw. lit. d) - g) oder die 
Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. I lit. b) bzw. lit. C) 
überschritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die 
sich nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte 
nach Nr. I lit. b) bzw. lit. C); 

3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des 
im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 5 Abc. 3 Nr. 3 und Nr. 4), wenn 
sie 

a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 

b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhan- 
dene Vollgeschosse. 

(4) Der sich aus Abc. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende Nutzungsfaktor wird 
vervielfacht mit 

1. 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 
BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (5 3, § 4 und 
§ 4a BauNVO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) 
oder ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplange- 
bietes überwiegend gewerblich oder überwiegend in einer der gewerblichen Nut- 
zung ähnlichen Weise @.B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, 
Praxen für freie Berufe) genutzt wird; 

2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 
BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), 
Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sonder- 
gebietes (§ 11 BauNVO) liegt. 

§ 7 
Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung 

(1) Für die Flächen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, 
die 

1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebau- 
ungsplan nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in 
vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, Sport- 
und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder inner- 



halb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt 
werden 015 

2. im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen ent- 
sprechender Festsetzung in einem Bebauungsplan 
nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B. landwirtschaft- 
liche Nutzung), wenn 

a) sie ohne Bebauung sind, bei 
aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbare 

Wasserflächen 0,OI 67 
ab) Nutzung als Grünland, Ackerland oder 

Gartenland 0,0333 
ac) gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau pp.) 1,O. 

b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung ver- . 

gleichbaren Weise genutzt werden (z.B. Friedhöfe, 
Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten, 
Campingplätze ohne Bebauung) 0,5 

C) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen 
oder landwirtschaftliche Nebengebäude (z.B. Feldscheu- 
nen) vorhanden sind, für eine Teilfläche, die sich rechner- 
isch aus der gleichen Grundfläche der Baulichkeiten ge- 
teilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt, 1 ,o 
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes 
weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss; für die Rest- 
fläche gilt lit. a), 

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung 
besteht, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der 
Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grund- 
flächenzahl 0,2 ergibt 1,o 
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite jedes weitere 
tatsächlich vorhandene Vollgeschoss; für die Restfläche 
gilt lit. b), 

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, 
die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeit 
geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt, 115 
mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes 
weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss; für die Rest- 
fläche gilt lit. a), 

f )  sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung 
nach § 35 Abc. 6 BauGB liegen, für die von der Satzung 
erfassten Teilflächen 
aa) mit Baulichkeiten, die keinen Handwerks- oder Gewer- 

bebetrieb dienen, 1,5 
mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes 
weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss 



' ab) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung 1,o 
mit Zuschlägen von je 0,251 für das zweite und jedes 
weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss; für die 
Restfläche gilt lit. a). 

(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 6 Abs. 1. 

§ 8  
Aufwandsspaltung 

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Straßenausbaubeitrag selb- 
ständig erhoben werden für 

a) den Grunderwerb für die öffentliche Einrichtung, 

b) die Freilegung der öffentlichen Einrichtung, 

C) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Straßen 
und Wege ohne Moped-, Rad- und Gehwege sowie ohne Entwässerungs- 
und Beleuchtungseinrichtungen, 

d) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Gehwe- 
ge oder eines von ihnen, 

e) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Moped- 
Wege oder eines von ihnen, 

f) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Radwe- 
ge oder eines von ihnen, 

g) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung kombinierter 
Rad- und Gehwege oder eines von ihnen, 

h) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Oberflä- 
chenentwässerung der öffentlichen Einrichtung, 

i) die Herstellung, Verbesserung oder Erneuerung der Beleuchtungseinrich- 
tungen der öffentlichen Einrichtung, 

j) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Parkflä- 
chen, 

k) die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Grün- 
anlagen. 

§ 9 
Entstehen der Beitragspflicht 

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme. 

(2) In den Fällen einer Aufwandsspaltung entsteht die Beitragspflicht mit der Beendi- 
gung der Teilmaßnahme. und dem Ausspruch der Aufwandsspaltung. 



(3) Bei der Abrechnung von selbständig nutzbaren Abschnitten entsteht die Bei- 
tragspflicht mit der Beendigung der Abschnittsmaßnahme und dem Abschnittsbil- 
dungsbeschluss. 

(4) Die in den Abs. 1 bis 3 genannten Maßnahmen sind erst dann beendet, wenn die 
technischen Arbeiten entsprechend dem von der Gemeinde aufgestellten Baupro- 
gramm fertiggestellt sind, der Aufwand berechenbar ist und in Fällen von Abs. 1 und 
3 die erforderlichen Grundflächen im Eigentum der Gemeinde stehen. 

§ 10 
Vorausleistungen 

Sobald mit der Durchführung der Bauarbeiten begonnen worden ist, kann die Ge- 
meinde angemessene Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrags 
erheben. 

§ 11 
Beitragspflichtige 

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 
Eigentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht bela- 
stet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere 
Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 

(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Fall des Abs. 1 Satz 
2 auf dem Erbbaurecht. 

§ I 1  a 
Grundstücke an mehreren öffentlichen Einrichtungen 

Bei Grundstücken, die an mehrere öffentliche Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. I 
angrenzen bzw. durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit diesen Einrich- 
tungen verbunden sind, wird ein nach den Vorschriften dieser Satzung festzusetzen- 
der Beitrag nur zu zwei Dritteln erhoben. 

§ 12 
Beitragsbescheid 

Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen entfällt, wird durch schriftlichen 
Bescheid festgesetzt. 

§ 13 
Fälligkeit 

Die nach diese Satzung erhobenen Beiträge und Vorausleistungen werden einen 
Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheids fällig. 



§ I 4  
Ablösung 

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung 
durch Vertrag vereinbart werden. Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für 
die Ausbaumaßnahme i.S. von 5 1 entsprechende Ausbauaufwand anhand der Ko- 
sten für vergleichbare Maßnahmen zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 4 bis 7 
auf die Grundstücke zu verteilen, denen die Möglichkeit der Inanspruchnahme der 
betreffenden öffentlichen Einrichtung besondere wirtschaftliche Vorteile bietet. 

Diese Straßenausbaubeitragssatzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im 
Amtsblatt des Landkreises Helmstedt in Kraft. 

Warberg, den 07.04.2006 

gez. Strube 

Bürgermeister 

gez. Schrecken 

Gemeindedirektorin 

AB1.-Nr. 16 vom 21.04.2006 
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99. Ausschüsse des Landkreises Helmstedt; 
hier: Umweltausschuss 
 
Am Donnerstag, dem 04.05.2006, findet um 15.15 Uhr in der Forstdiensthütte Mariental, Lappwald, 
eine Sitzung des Umweltausschusses statt. 
 
Treffpunkt: 15.00 Uhr am Parkplatz an der Drillingskiefer, 38350 Helmstedt, An der L 643 (zwischen 
Helmstedt und dem Brunnental) 
 
Tagesordnung: 

1. Eröffnung der Sitzung 
 
2. Begrüßung und Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit 
 
3. Feststellung der Tagesordnung 
 
4. Einwohnerfragestunde 
 von Einwohnerinnen und Einwohnern des Landkreises Helmstedt zu Beratungsgegenständen 

der Sitzung oder zu anderen Angelegenheiten des Landkreises Helmstedt 
 
5. Genehmigung der Niederschrift über die 22. öffentliche Sitzung am 09.03.2006 
 
6. Lokale Agenda 21; Tätigkeitsbericht 
 
7. Naturschutz und Landschaftspflege; 
 hier: Verlängerung der Bestellung eines Beauftragten für Naturschutz und Landschaftspflege 

gem. § 58 Nds. Naturschutzgesetz 
 
8. Zeitgemäße Forstwirtschaft und Naturschutz im Lappwald 
 
9. Anfragen und Mitteilungen 
 
Helmstedt, den 19.04.2006 
Landkreis Helmstedt 
Der Landrat 
 
gez. Kilian 
 
 
ABl.-Nr. 16 vom 21.04.2006 
 
 
Im Fall einer Ergänzung vorstehender Tagesordnung kann die vollständige Tagesordnung im 
Dienstgebäude des Landkreises Helmstedt, Südertor 6, Zimmer 208, eingesehen werden. 
 
 
 
 
 
Herausgeber: Landkreis Helmstedt, Südertor 6, 38350 Helmstedt 
 
Einzelbezugspreis: 2,00 € 
 
 
 
 
 
_______________________________________________________________________________ 
 

Für den Gesamtinhalt verantwortlich: Landrat Kilian 
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